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Betr. : Erziehungsberatungsstellen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Picard, Dr. Martin, 
Dr. Jungmann, Haase (Kassel), Dr. Götz, Burger, Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, von Thadden, Köster, 
Frau Stommel und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drucksache VI/949 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung den § 5 JWG immer noch für aus- 
reichend, um eine ordnungsgemäße Versorgung der Bevölke- 
rung mit Erziehungsberatungsstellen sicherzustellen? 


Die Bundesregierung ist grundsätzlich der Auffassung, daß der 
jetzige § 5 JWG die Verpflichtung der Jugendhilfeträger, Hilfen 
zur Erfüllung des Erziehungsanspruchs junger Menschen zu ge- 
währen und die erforderlichen Einrichtungen bereitzustellen, 
nicht genügend konkretisiert. 

Das gilt auch für die Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 1 dieser 
Vorschrift „Die erforderlichen Einrichtungen . . . anzuregen, zu 
fördern und gegebenenfalls zu schaffen ... für Beratung in 
Fragen der Erziehung". 


2. Ist die Bundesregierung bereit, im Wege der Novellierung des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG) die Errichtung von Erzie- 
hungsberatungsstellen zur Pflichtaufgabe der Länder bzw. der 
Landesjugendämter zu machen? 


Die Bundesregierung hält nach wie vor die Zahl der Erziehungs- 
beratungsstellen nicht für ausreichend. Zur Situation auf die- 
sem Gebiet verweist sie auf die Beantwortung der Großen 
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Anfrage betreffend die Situation der Kinder in der Bundes- 
republik Deutschland - Drucksache V/2441 Absatz 7 Seite 11 ff. - 
und auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage - Drucksache 
V/2786 Weil es jedoch nicht allein um die erforderliche Be- 
reitstellung von Erziehungsberatungsstellen geht, reicht eine 
Novellierung des JWG nicht aus. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß das JWG durch ein neues umfassendes Jugend- 
hilfegesetz ersetzt werden muß, das konkrete Verpflichtungen 
der öffentlichen Träger der Jugendhilfe enthalten muß zur 
Schaffung und Unterhaltung der erforderlichen Einrichtungen 
der Jugendhilfe und zur Förderung freier Träger, die solche 
Einrichtungen unterhalten. Diese Auffassung entspricht der 
Meinung weiter Fachkreise der Jugendhilfe. 

Da bis 1970 im Ministerium keinerlei Vorarbeiten für ein 
solches Gesetz Vorgelegen haben, ist die Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs in dieser Legislaturperiode leider nicht mehr möglich. 
Vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
ist eine Sachverständigen-Kommission einberufen worden, die 
Sachverständige der überörtlichen und örtlichen Jugendhilfe- 
träger, der Jugend- und Wohlfahrtsverbände, der Jugendge- 
richtsbarkeit und der einschlägigen wissenschaftlichen Diszi- 
plinen umfaßt. Diese Sachverständigen-Kommission wird alle 
bisher von Verbänden und einzelnen Personen gemachten viel- 
fältigen und z. T. stark differierenden Vorschläge zu einer 
Reform des Jugendwohlfahrtsrechts prüfen und ihrerseits Vor- 
schläge machen. Das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit wird auf der Grundlage der Arbeit dieser 
Kommission bis Ende der Legislaturperiode einen Referenten- 
entwurf vorlegen. 


3. Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, über eine Ände- 
rung des Bundessozialhilfegesetzes (§ 39) zu einer weiteren 
gesetzlichen Grundlage für die Errichtung von Erziehungs- 
beratungsstellen zu gelangen? 

Die Aufgabe, die notwendigen Einrichtungen für die Erziehungs- 
beratung zu schaffen, sollte nach Auffassung des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit wegen des ge- 
gebenen Sachzusammenhangs mit der Jugendhilfe allein den 
Trägern der Jugendhilfe Vorbehalten bleiben. Dies sollte auch 
gelten, soweit es sich um die Beratung in Fragen der Erziehung 
behinderter Kinder und Jugendlicher handelt. Die Schaffung 
einer weiteren gesetzlichen Grundlage für die Errichtung von 
Erziehungsberatungsstellen durch eine Änderung des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, insbesondere § 39, erscheint der Bundes- 
regierung daher nicht zweckmäßig. 

Soweit eine Beratung in Fragen der Eingliederungshilfe für 
Behinderte nach §§ 39 ff. des Bundessozialhilfegesetzes erfor- 
derlich ist, gibt § 5 BSHG eine ausreichende gesetzliche Grund- 
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läge. Danach ist es Aufgabe der Träger der Sozialhilfe, im 
Wege der persönlichen Hilfe in allen Fragen der Sozialhilfe 
Beratung zu gewähren. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, sich finanziell 
an der Errichtung von Erziehungsberatungsstellen zu beteiligen 
und inwieweit ist sie dazu bereit? 

a) Das geltende Recht beschränkt die finanzielle Förderung von 
Aufgaben der Jugendhilfe durch die Bundesregierung auf 
die Fälle, die über die Verpflichtungen der Jugendämter, 
Landesjugendämter und obersten Landesbehörden hinaus 
zur Verwirklichung der Aufgaben der Jugendhilfe von Be- 
deutung sind (§ 25 Abs. 1 JWG). 

Eine finanzielle Beteiligung der Bundesregierung an der 
Errichtung von Erziehungsberatungsstellen ist daher nicht 
möglich. Auf Seite 2 Absatz 2 der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage - Drucksache V/2786 - wird verwiesen. 

b) In der Antwort auf die Kleine Anfrage - Drucksache V/2786 - 
hat die Bundesregierung die Absicht bekundet, die Bundes- 
konferenz für Erziehungsberatung verstärkt aus Mitteln des 
Bundesjugendplanes mit dem Ziel zu fördern, durch geeig- 
nete zentrale Fortbildungsmaßnahmen ein Höchstmaß an 
Erziehungsberatung zu erreichen und durch eine Steigerung 
der Aufklärung die Bevölkerung noch umfassender über die 
Arbeit der Erziehungsberatungsstellen zu informieren (Seite 
3 letzter Absatz). 

Diese seit 1968 erheblich verstärkte Förderung aus Mitteln 
des Bundesjugendplanes hat die Bundeskonferenz für Er- 
ziehungsberatung in die Lage versetzt, laufend solche zen- 
trale Fortbildungskurse für Mitarbeiter in der Erziehungs- 
beratung durchzuführen. Diese Kurse haben sich sehr gut 
bewährt und erfreuen sich starker Nachfrage. Deshalb wird 
erwogen, diese Förderung der Bundeskonferenz zu inten- 
sivieren. 


5. Ist gewährleistet, daß - entsprechend dem § 8 Abs. 2 und 3 
JWG - die Träger der freien Jugendhilfe bei der Errichtung von 
Erziehungsberatungsstellen entsprechend unterstützt und finan- 
ziell gefördert werden? 


Die gesetzliche Förderungsverpflichtung ergibt sich aus den 
§§ 5 und 8 JWG. Sie obliegt den Ländern und Gemeinden und 
ist abhängig von deren finanzieller Leistungskraft, Ob alle 
Erziehungsberatungsstellen in diesem Rahmen ausreichend 
finanziell gefördert werden, vermag die Bundesregierung nicht 
zu beurteilen. 
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6, Welche zusätzlichen Kosten entstehen, wenn die Erziehungs- 
beratung so ausgebaut wird, daß auf 50 000 Einwohner eine Er- 
ziehungsberatungsstelle kommt? 


Geht man davon aus, daß eine Erziehungsberatungsstelle drei 
hauptamtliche Fachkräfte und eine Sekretärin erfordert, so 
ist mit einem Haushaltsvolumen in Höhe von durchschnittlich 
135 000 DM je Erziehungsberatungsstelle, das zugleich alle 
sachlichen Verwaltungskosten beinhaltet, zu rechnen. Bei einer 
Bevölkerungsstärke der Bundesrepublik Deutschland von 
59 948 500 Einwohnern auf Grund statistischer Unterlagen vom 
31. Dezember 1967 besteht bei einem Einzugsbereich von 50 000 
Einwohnern die Notwendigkeit der Errichtung von insgesamt 
1200 Erziehungsberatungsstellen. Dies ergibt - bei einem 
Einzugsbereich von 50 000 Einwohnern - einen Betrag von 
161 165 000 DM. Dieser Ausbau der Erziehungsberatung ist nur 
im Zusammenwirken der zuständigen Stellen für Sozialplanung 
in den Ländern, bei den überörtlichen Trägern der Jugendhilfe 
und in den Gemeinden und Gemeindeverbänden möglich. Er 
erfordert auch unabhängig von den finanziellen Mitteln, die 
die Länder und Gemeinden aufbringen müssen, längere Fristen, 
weil für eine derartige Vermehrung der Erziehungsberatungs- 
stellen das erforderliche Personal z. Z. nicht zur Verfügung 
steht. 


Käte Strobel 



